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GUNTHER MEYN

: : Alle Hamburger Grundstücksbesitzer
sind demnächst in der Pflicht: Zwischen
dem 1. Juli und dem 31. Oktober müssen
sie ein separates Steuerformular zur
Neubewertung von Haus und Boden aus-
füllen. Für die meisten dürfte das Neu-
land sein, denn Käufer und Bewohner
von Bestandsimmobilien blieben von
dieser lästigen Aufgabe bislang ver-
schont.

Grund für den bürokratischen Auf-
wand ist ein Rüffel des Bundesverfas-
sungsgerichts (das Abendblatt berichte-
te). Karlsruhe hatte die bisherige Immo-
bilienwerterhebung für nicht mehr zeit-
gemäß und verfassungswidrig erklärt.
Eine Reform musste her. Die war ur-
sprünglich als bundeseinheitliches Ver-
fahren geplant. Doch einige Bundeslän-
der haben ein eigenes Berechnungsmo-
dell entwickelt, um der regionalen
Wohnsituation gerecht zu werden. Da-
runter auch die Hansestadt mit ihrem
besonders dynamischen Immobilien-
markt. „Das Hamburgische Wohnlage-
modell ist sehr unbürokratisch“, sagt Fi-
nanzsenator Andreas Dressel, „es wer-
den nur wenige und einfach ermittelbare
Angaben der Steuerpflichtigen benö-
tigt.“ Details sollen in der kommenden
Woche konkretisiert werden, doch
schon jetzt sind die Eckpunkte klar.

„Erklärung zur Feststellung des
Grundsteuerwerts“ (HmbGrSt 1) nennt
sich der neue Bogen im korrekten Behör-
dendeutsch. Er soll – sofern möglich –
digital über das bewährte Onlineportal
ELSTER (www.elster.de) übertragen
werden. Eine Abgabe als Papiererklärung
ist aber weiterhin möglich. Das Finanz-
amt verschickt jedoch keine Steuerfor-
mulare.

Das Prozedere ist einigermaßen
überschaubar. In den Hauptvordruck
trägt der Grundstückseigentümer Adres-
se des Grundstücks, die Nutzungsart
(Wohnen oder Gewerbe) und die Eigen-
tumsverhältnisse ein, im Anlagebogen
die Angaben zu Gemarkung, Flurstück
und Wohnfläche. Letztere finden Eigen-
tümer zum Beispiel in ihrer Hausratpo-
lice, den Finanzierungsunterlagen oder
der Teilungserklärung. Wurden Haus
oder Wohnung noch nie vermessen, sind
Zollstockeinsatz und ein wenig Rechen-
arbeit notwendig. Schließlich gilt: Dach-
schrägen im Bereich zwischen ein und

zwei Meter Höhe werden mit der halben
Grundfläche, Balkone, Loggien und
Dachterrassen zu einem Viertel ange-
rechnet, Kellerräume bleiben unberück-
sichtigt.

Fehlen noch die Grundstückseinträ-
ge zu Gemarkung, Flurstücknummer
und Fläche. „Dazu sollte man den ent-
sprechenden Grundbucheintrag parat
haben“, erklärt Stefan Blöcker, Präsident
der Steuerberaterkammer Hamburg.
„Fehlt er, kann man beim Amtsgericht
Hamburg nach Terminvereinbarung
einen Grundbuchauszug beantragen
oder eine kostenlose Einsicht ins Regis-

ter vereinbaren.“ Blöcker rät Immobi-
lienbesitzern, die notwendigen Unterla-
gen rechtzeitig zusammenzustellen und
im Zweifel einen Steuerberater hinzuzu-
ziehen. Lohnsteuerhilfevereine dürfen in
Sachen Grundsteuer übrigens nicht be-
ratend tätig werden.

Nach wie vor ist die „Grundsteuer-
Erklärung“ eine einmalige Angelegen-
heit. „Nur bei nachträglichen Änderun-
gen, etwa dem Anbau eines Wintergar-
tens, ist eine Änderungsmeldung not-
wendig“, so Kammerpräsident Blöcker.

Immerhin bleiben Hamburger
Eigenheimer vom Thema Grundstücks-
wert verschont. Wer dagegen in Norder-
stedt, Schenefeld oder im niedersächsi-
schen Umland wohnt, muss gemäß Bun-
desmodell immer auch den aktuellen
Grundstückspreis (Bodenrichtwert) sei-
ner Liegenschaft ermitteln.

Hier zeigt sich der Vorteil des han-
seatischen Sonderwegs, bei dem künftig
auf Basis des Hamburger Mietenspiegels
pauschal zwischen „normaler“ und „gu-
ter“ Wohnlage unterschieden wird.

Lage und Alter des Objekts sind
maßgeblich für die spannende Frage, ob
man demnächst mehr oder weniger
Grundsteuer zahlen muss. „Für neuere
Objekte in normaler Wohnlage rechnen
wir eher mit keiner Erhöhung. Bei Ge-
bäuden mit einem Baujahr vor 1964 in
guter Wohnlage könnte es tendenziell
eher etwas teurer werden“, so Behörden-
chef Dressel. „Für die meisten Steuer-
zahler dürfte sich aber wenig ändern.“
Das Gesamtaufkommen der Grund-
steuer B (Wohn- und Gewerbefläche)
soll laut Angabe der Finanzbehörde weit-
gehend unverändert bleiben. Langfristig
dürfen besonders Mieter von dem neuen
System profitieren, da sich steigende
Grundstückspreise nicht auf die Be-
triebskosten auswirken. Als finanzpoli-
tisches Werkzeug gegen Spekulanten
führt die Stadt außerdem die höhere
Grundsteuer C ein. Diese „Strafsteuer“
gilt für leer stehende baureife Grundstü-
cke, die bewusst unbebaut bleiben. Für
alle anderen verspricht die Behörde eine
sozialverträgliche Besteuerung, justiert

NeueGrundsteuer – derHamburgerWeg
Immobilienbesitzermüssen in diesem Sommer eine Extra-Steuererklärung ausfüllen, die als Berechnungsbasis dient. Was dabei zu beachten ist

über ein dreistufiges Bewertungssystem,
das neben den Abschlägen für Wohnim-
mobilien und „normale Lagen“ auch Er-
mäßigungen für Sozialwohnungen sowie
denkmalgeschützte Gebäude vorsieht.
Als Letztes greift dann, quasi „on top“,
der einheitliche und noch unbekannte
neue Grundsteuerhebesatz. Hier wird
sich dann zeigen, ob die Stadt ihr prokla-
miertes „Nullsummenziel“ einhält.

Zwar wird die neue Grundsteuer erst
ab 2025 fällig, doch das Finanzamt benö-
tigt die Angaben bereits in diesem Jahr.
Im August werden deshalb 270.000 Bür-
ger von der Behörde angeschrieben.
Außerdem fährt ab kommenden Montag
ein Infomobil zu täglich wechselnden
Hamburger Hotspots und Wochenmärk-
ten. Erster Stopp ist der Gänsemarkt. Bei
den Veranstaltungen stellt sich auch Fi-
nanzsenator Andreas Dressel den Fragen
der Bürgerinnen und Bürger zur neuen
Grundsteuer. Auch auf dem Steuerportal
„ELSTER“ und der Webseite
www.grundsteuer-hamburg.de kann
man sich zum Thema schlaumachen.

WieGeflüchtete
inMietwohnungen
unterkommen
Der Hauptmieter muss seine
Gäste beim Vermieter erst
nach acht Wochen anmelden

: : Angesichts des Kriegs in der Ukraine
ist die Hilfsbereitschaft in Deutschland
groß. Neben Geld- und Sachspenden
stellen einige auch Wohnraum zur Ver-
fügung. Mieterinnen und Mieter sollten
aber wissen: Ab einer gewissen Zeit
braucht es die Zustimmung der Vermie-
ter.

Wer Geflüchtete für bis zu acht Wo-
chen in seiner Mietwohnung aufnehmen
möchte, muss seine Vermieter darüber
nicht informieren. Bei einer Aufnahme
für längere Zeit jedoch müssten Vermie-
ter grundsätzlich zustimmen. Eine Aus-
nahme besteht, wenn es sich bei den auf-
genommenen Personen um Ehepartner,
Lebenspartner, Kinder oder Eltern han-
delt. Wurden Geflüchtete ohne die Zu-
stimmung des Vermieters für längere
Zeit aufgenommen, setzt der Bewohner
das Mietverhältnis aufs Spiel. Dann näm-
lich dürften Vermietende Mieterinnen
und Mieter abmahnen und ihnen an-
schließend fristlos kündigen, wenn Mie-
tende nicht alles tun, um das Untermiet-
verhältnis zu beenden. Eine fristlose
Kündigung ist laut Deutschem Mieter-
bund allerdings dann unberechtigt, wenn
Mieterin und Mieter nur vergessen ha-
ben, die Erlaubnis einzuholen.

Wer als Eigentümer eine Wohnung
zur Verfügung stellen will, sollte sich da-
zu an die nächste für die Flüchtlings-
unterbringung zuständige Behörde wen-
den, in Hamburg wäre das die Sozialbe-
hörde. Für das Zimmer oder die Woh-
nung können Vermieter eine angemesse-
ne Miete erhalten, wenn die Verwaltung
die Bereitschaft hat, Flüchtlinge in Pri-
vatwohnungen unterzubringen.

Der Mietvertrag wird laut Pro Asyl in
solchen Fällen mit der Behörde abge-
schlossen, die Entscheidung, wer dort
wohnen soll, fällt konkret dann auch die-
se. Ukrainer dürfen ohne Visum nach
Deutschland einreisen und sich hier frei
bewegen. Die Europäische Union garan-
tiert ihnen Schutz für mindestens ein
Jahr. Sie können in Deutschland zudem
einen regulärenMietvertrag abschließen.
Einzige Bedingung: Sie müssen dann bei
den Behörden als Geflüchtete registriert
sein. So steht ihnen auch Unterstützung
vom Staat zu. dpa/HA

Vor allem für Altbauten in guten Wohnlagen sind ab 2025 höhere Grundsteuern zu erwarten. FOTO:GEORGECLERK/GETTY IMAGES/ISTOCKPHOTO

Es werden nur wenige und
einfach ermittelbare

Angaben der
Steuerpflichtigen benötigt.

Andreas Dressel,
Senator für Finanzen
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Entdecken Sie jetzt unsere Service-Rubrik: Experten im Fokus unter www.abendblatt.de/experten!

Sind auch Sie Experte auf Ihrem Fachgebiet
und möchten crossmedial werben?

FUNKEMedienHamburg GmbH, Großer Burstah 18–32, 20457Hamburg

Wir beraten Sie gern unter 040/86622699
oder unter abendblatt@kmsmedia.de

Rechtsberatung ist Vertrauenssache
Ob Arbeits- oder Sportrecht – das Motto der Hein Rechtsanwaltskanzlei lautet: Rechts-
beratung ist stets Vertrauenssache. Eine auf die Problemkonstellation zugeschnittene
sowie umfassende und fachkompetente Beratung ist hier inklusive. Bei rechtlichen
Konflikten und in schwierigen Situationen steht der 35-jährige Rechtsanwalt Kolja Hein
seinenMandant:innen als Problemlöser und Berater kompetent und vertrauensvoll zur
Seite. „Mein hoher Qualitätsanspruch steht dabei für adäquate Erfolge“, so der Jurist,
der bereits seit vier Jahren an zwei Standorten selbstständig ist. Als Unternehmen,
Einzelperson oder aber Sportler:in sind Sie bei der Hein Rechtsanwaltskanzlei in guten
Händen. Seit dem 1. Januar 2022 finden Sie die Kanzlei in Hamburg an einer neuen
Adresse – mit altem und bewährtem Leistungsportfolio.

Hein Rechtsanwaltskanzlei

E-Mail: info@hein-kanzlei.de
Web: www.hein-kanzlei.de

Dorotheenstraße 54
22301 Hamburg
Tel.: +49 (0)40 36941500

Waschgrabenallee 14
23730 Neustadt in Holstein
Telefon: +49 (0) 4561 6535

Gunnar Becker – Ihr Fachanwalt für Medizinrecht in Hamburg
Befürchten Sie, dass Sie oder ein
Angehöriger Schaden durch einen
Pflege- oder Behandlungsfeh-
ler erlitten hat und möchten nun
Schadensersatz-
ansprüche geltend
machen?
Verweigert Ihre
Krankenkasse die
Kostenübernahme
für eine Behandlung, Therapie,
Arznei- oder Hilfsmittel?
Oder wollen Sie eine Patienten-
verfügung oder Vorsorgevoll-

macht erstellen lassen? Gunnar
Becker, Fachanwalt für Medizin-
recht, vertritt und berät Ihre Seite
als Patient in medizinrechtlichen

Fällen – und das
seit über 15 Jahren
besonders umfas-
send, einfühlsam
und gründlich.
Zunächst in der

Hoffnung einer außergerichtlichen
Einigung, setzt er sich bei Bedarf
auch vor Gericht engagiert für
seine Mandanten ein und sorgt

dafür, die angemessene Entschädi-
gung für die von Ihnen erlittenen
Schmerzen oder sogar den lang-
fristigen Verlust von Lebensquali-
tät zu erhalten.

Rechtsanwalt Gunnar Becker
Eppendorfer Weg 56
20259 Hamburg
Tel.: 040 / 40 83 43
info@rechtsanwalt-gunnar-becker.de
www.medizinrecht-in-hamburg.de
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